Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3139 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Februar 1972 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Be 22/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr,: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Besoldungsrecht in der 

Europäischen Atomgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EA^G) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der 
Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden. 

Der Verordnungsentwurf ist mit Schreiben der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vom 30. Dezember 1971 dem 
Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 


Brandt 


Dnidk: Budidnidkerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFTEN 


Der Rat 


Brüssel, den 20. Januar 1972 


Übersetzung 


Schreiben: 


vom: 


der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeichnet von Herrn 
Vizepräsidenten L. Mansholt 

30. Dezember 1971 


an: den Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 

betrifft: Vorschlag für eine Verordnung Euratom des Rates zur Änderung der Regelung 

der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Ätomanlagenbediensteten der Gemein- 
samen Forschungsstelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden 


Herr Präsident! 

Gemäß Artikel 16 der Verordnung Nr. 10/63/Eura- 
tom des Rates werden die Bezüge der Atomanlagen- 
bediensteten des ZBKM in Geel (Belgien) erhöht 
oder gekürzt, wenn der allgemeine Einzelhandels- 
preisindex in Belgien steigt oder fällt. 

Diese Bestimmungen basierten hauptsächlich auf 
dem belgischen Gesetz vom 12. April 1960 zur Ver- 
einheitlichung der verschiedenen Systeme der Bin- 
dung an den Einzelhandelspreisindex, 

An die Stelle des Gesetzes vom 12. April 1960 ist 
am 12. August 1971 ein neues Gesetz getreten, mit 
dem die Bindung an den Verbraucherindex ein- 
geführt wurde (Moniteur beige vom 20. August 
1971). 

Aufgrund dieser neuen Rechtsvorschrift ist die 
Basis des Lebenshaltungskostenindexes, an den die 
Löhne und Gehälter künftig gebunden sind, nicht 
mehr das Mittel der 1953, sondern das der 1966 
festgestellten Einzelhandelspreise. 

Nach diesem neuen System werden die noch nach dem 
alten System gewährten Erhöhungen ab 1. Januar 
1971 in die Tabelle der Bezüge einbezogen. Diese 
neue Tabelle ihrerseits ist von diesem Zeitpunkt 
ab an einen Richtindex von 114,20 gebunden; der 
Richtindex 114,20 entspricht somit tatsächlichen Be- 
zügen (ohne Erhöhung oder Kürzung) in Höhe von 
100 V. H. Die Bindung der Bezüge an den Lebenshal- 
tungskostenindex erfolgt durch Festsetzung einer 
Reihe von Richtindizes, von denen der erste 114,20 
beträgt; alle nachfolgenden Richtindizes werden 
durch Multiplikation des vorherigen Index mit 1,02 
ermittelt. Sobald ein Richtindex erreicht oder über- 
schritten ist, Vierden die Bezüge durch Anwendung 
des Koeffizienten 1,02 neu festgesetzt. 

Dieses neue System wurde von den belgischen Be- 
hörden im Oktober 1971 erstmals angewandt, nach- 
dem ein Richtindex (118,81) in zwei aufeinander- 
folgenden Monaten erreicht und die Anwendung 
des Koeffizienten 1,02- auf die Löhne und Gehälter 
von diesem Zeitpunkt ab erforderlich war. 

Um den neuen belgischen Bestimmungen über die 
Bindung der Bezüge an den Lebenshaltungskosten- 


index Rechnung zu tragen, schlägt die Kommission 
dem Rat vor, Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 10/63 vom 18. Dezember 1963 über die Regelung 
der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atoman- 
lagenbediensteten der GFS, die in Belgien dienst- 
lich verwendet werden, entsprechend zu ändern und 
die diesem Schreiben im Entwurf beigefügte Ver- 
ordnung zu erlassen. Der Entwurf enthält außerdem 
eine neue Tabelle der Bezüge, der der Richtindex 
114,20 zugrunde liegt. Diese Tabelle ändert nichts 
an den gegenwärtigen Lohnverhältnissen; es werden 
lediglich die nach dem bisherigen System der In- 
dexbindung gewährten Erhöhungen in die Bezüge 
einbezogen. 

Die Kommission weist den Rat für den Fall, daß er 
den Vorschlag annimmt, außerdem darauf hin, daß 
dieser Vorschlag zur Änderung von Artikel 16 Ab- 
satz 1 der Verordnung Nr. 10/63 mit einer gleich- 
zeitigen Erhöhung der monatlichen Grundbezüge 
ab 1. Oktober 1971 entsprechend der in diesem Vor- 
schlag vorgesehenen Bindung an den Verbraucher- 
preisindex zusammenfällt. Der mit der Tabelle der 
Bezüge anzuwendende Index ist 1,02-. 

Gemäß Artikel 16 Absatz 1 letzter Unterabsatz der 
genannten Verordnung teilt die Kommission dem 
Rat außerdem mit, daß sie die Erhöhung der mo- 
natlichen Grundbezüge, die sich aus der zur Unter- 
richtung beigefügten Tabelle ergibt, als gewährt 
ansieht, wenn der Rat binnen sechs Wochen nicht 
entschieden hat. i) 

Diese Lohnanpassung an die Lebenshaltungskosten 
ist mit einer Mehrausgabe in Höhe von 1260 RE für 
das Jahr 1971 verbunden, die unter Posten 241 des 
Forschungs- und Investitionshaushalts zu verbuchen 
sind. Die Maßnahme betrifft 32 Atomanlagenbedien- 
stete. 

(Schlußformel) 

gez. Sicco L. Mansholt 
Anlage: Dok. KOM(71) 1505 endg. 

1) Das Schreiben der Kommission ist beim Rat am Diens- 
tag, den 4. Januar 1972, eingegangen? diese Frist läuft 
daher am Dienstag, den 15. Februar 1972, um 24 Uhr ab. 
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Vorschlag einer Verordnung (Euratom) des Rates 
zur Änderung der Regelung der Bezüge und der sozialen 
Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kemforschungsstelle, die in Belgien dienstlich verwendet 

werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften^), insbesondere auf Artikel 4 Ab- 
satz 2 und die Artikel 94 und 95 dieser Beschäfti- 
gungsbedingungen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 10/63/Euratom 
des Rates vom 18. Dezember 1963 zur Regelung der 
Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atomanla- 
genbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in Belgien dienstlich verwendet werden“), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (Euratom) 
Nr. 2183/71 vom 12. Oktober 1971 insbesondere auf 
Artikel 16, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

dem Rat obliegt es, auf Vorschlag der Kommission 
unter Zugrundelegung der örtlichen Gepflogenhei- 
ten die Bezüge der Atomanlagenbediensteten der 
Gemeinsamen Kernforschungsstelle für jeden Ort 
der dienstlichen Verwendung festzulegen, 

in Belgien ist in der Bindung der Bezüge an den 
Verbraucherpreisindex eine Änderung eingetreten 
(belgisches Gesetz vom 2. August 1971) - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung Nr. 10/63/Eura- 
tom wird mit Wirkung vom 1. Oktober 1971 durch 
folgende Bestimmungen ersetzt: 

„1. Vorbehaltlich von Unterabsatz 4 werden die in 
der Tabelle im Anhang zu dieser Verordnung 
aufgeführten Löhne auf ihrem Stand vom 1. Ja- 
nuar 1971 an den Richtindex 114,20 gebunden. 
Unter Richtindizes im Sinne dieser Bestimmung 
sind die Zahlen einer Zahlenreihe zu verstehen, 
bei der die erste Zahl 114,20 ist und jede weitere 
durch Multiplizieren der vorhergehenden mit 1,02 
bestimmt wird. Für die Berechnung der einzel- 
nen Richtindizes werden die Bruchteile einem 


hundertstel Punkt auf das nächst höhere Hunder- 
stel aufgerundet oder unberücksichtigt gelassen, 
je iiadideiii, ob bie 50 v. H. von einem Ilunder- 
stel erreichen oder nicht. 

Wenn der Durchschnitt der belgischen Verbrau- 
cherpreisindizes zweier aufeinanderfolgender 
Monate einen der Richtindizes erreicht oder auf 
einen der Richtindizes zurückgeht, werden die an 
den Richtindex 114,20 gebundenen Löhne neu 
berechnet, indem sie mit dem Koeffizienten 1,02^ 
multipliziert werden, wobei „n" die erreichte 
Rangzahl des Richtindex darstellt. 

Zu diesem Zweck wird jeder Richtindex mit einer 
fortlaufenden Rangordnungsnummer bezeichnet, 
wobei die Zahl 1 den auf den Index 114,20 folgen- 
den Richtindex bezeichnet. Zur Berechnung des 
Koeffizienten 1,02^ werden die Bruchteile einer 
zehntausendstel Einheit auf das nächsthöhere 
Zehntausendstel aufgerundet oder unberück- 
sichtigt gelassen, je nachdem, ob sie 50 v. H. von 
einen Zehntausendstel erreichen oder nicht. 

Die Erhöhung bzw. Herabsetzung der Löhne ent- 
sprechend den vorstehenden Bestimmungen darf 
als demjenigen, der von den belgischen Behörden 
jedoch nicht zu einem anderen Zeitpunkt erfolgen 
für die Erhöhung bzw. Verringerung der an den 
Verbraucherindex gebundenen Löhne für das bel- 
gische Personal festgelegt wird. 

Die Erhöhung bzw. Herabsetzung der Bezüge 
gilt als genehmigt, wenn der Rat binnen sechs 
Wochen nach Vorlage des Vorschlags durch die 
Kommission nicht entschieden hat." 


Artikel 2 

Die Tabelle der Bezüge im Anhang der Verordnung 
Nr. 10/63/Euratom wird mit Wirkung vom 1. Okto- 
ber 1971. durch folgende Tabelle (Basis: Richtindex 
114,20) ersetzt: 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 188 
vom 28. Dezember 1963, S. 2992/3 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 231 
vom 14. Oktober 1971, S. 231/5 
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Klasse I 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Gruppe 1 

19612 

20 707 

21 814 

22 932 

24 051 

25 167 

26 285 

27 403 

28 521 

Gruppe 2 

17 292 

18 174 

19 064 

19 955 

20 946 

21 747 

22 655 

23 565 

24 473 

Gruppe 3 

15 258 

16 004 

16 750 

17 497 

18 242 

18 995 

19 749 

20 503 

21 256 

Gruppe 4 

13 767 

14 445 

15 123 

15 801 

16 478 

17 157 

17 835 

18516 

19 201 

Gruppe 5 

12411 

12 952 

13 495 

14 037 

14 578 

15 121 

15 662 

16 204 

16 747 

Klasse II 

Gruppe 1 

15 258 

16 004 

16 750 

17 497 

18 242 

18 995 

19 749 

20 503 

21 256 

Gruppe 2 

13 767 

14 445 

15 123 

15 801 

16 478 

17 157 

17 835 

18516 

19201 

Gruppe 3 

12411 

12 952 

13 495 

14 037 

14 578 

15 121 

15 662 

16 204 

16 747 

Gruppe 4 

10781 

11 188 

11 596 

12 003 

12 409 

12816 

13 224 

13 631 

14 038 
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Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Zur Unterrichtung übermitteltes Dokument 

Entwicklung des Verbraucherpreisindex 
im Königreich Belgien 

Basis-Bezugsindex: 114,20 

für die letzte Erhöhung maßgebender Richtindex: 
116,48 (1,021) 

für den vorliegenden Antrag auf Erhöhung maßge- 
bender Richtindex: 118,81 (1,02“) 


1971 Januar 115,83 

Februar : 116,74 

März 117,23 

April : 117,83 

Mai : 118,38 

Juni : 118,38 

Juli : 119,10 

August : 119,35 

September : 120,39 

Oktober : 120,71 
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Atomanlagenbedienstete, die in Belgien dienstlich verwendet werden 
Bezüge nach Anwendung des ab 1. Oktober 1971 geltenden Koeffizienten 1,02- 


Zur Unterrichtung übermittelte Tabelle 


(in belgischen Franken monatlich) 


Klasse I 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Gruppe 1 

20 404 

21 544 

22 695 

22 859 

25 023 

26 184 

27 347 

28 510 

29 673 

Gruppe 2 

17 991 

18 908 

19 834 

20 761 

21 688 

22 625 

23 570 

24 517 

25 462 

Gruppe 3 

15 875 

16 651 

17 427 

18 204 

18 979 

19 763 

20 547 

21 331 

22 115 

Gruppe 4 

14 323 

15 028 

15 734 

16 439 

17 144 

17 850 

18 555 

19 264 

19 977 

Gruppe 5 

12912 

13 475 

14 040 

14 603 

15 167 

15 732 

16 295 

16 859 

17 423 

Klasse II 

Gruppe 1 

15 875 

16 651 

17 427 

18 204 

18 979 

19 763 

20 547 

21 331 

22 115 

Gruppe 2 

14 323 

15 028 

15 734 

16 439 

17 144 

17 850 

18 555 

19 264 

19 977 

Gruppe 3 

12912 

13 475 

14 040 

14 603 

15 167 

15 732 

16 295 

16 859 

17 423 

Gruppe 4 

11 217 

11 640 

12 064 

12 487 

12911 

13 334 

13 758 

14 182 

14 605 
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